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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 2 U 48/12 B 
 
L 14 U 3/11 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 7 U 196/06 (SG Stade) 
 
 
 
………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft Niedersachsen-Bremen, 
Im Haspelfelde 24, 30173 Hannover, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 9. Mai 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r    sowie die Richter   M u t s c h l e r  

und   H e i n z  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 15. Dezember 2011 

wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des LSG ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). Der 

Kläger hat entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG einen Zulassungsgrund iS des § 160 Abs 2 

SGG (grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache, Abweichung oder Verfahrensmangel) weder 

hinreichend dargelegt noch bezeichnet. Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, 

weil sie nicht geeignet ist, zur Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung 

beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 SGG; zur verfassungsrechtlichen Zulässigkeit einer 

solchen Verfahrensweise vgl BVerfG vom 8.12.2010 - 1 BvR 1382/10 - FamRZ 2011, 540 ff). 

 

Er beschränkt sich auf folgende Hinweise: 

Hinsichtlich der geltend gemachten Divergenz genügt es nicht darauf hinzuweisen, dass das 

LSG seinem Urteil nicht die höchstrichterliche Rechtsprechung zugrunde gelegt habe. 

 

Soweit der Kläger eine unzureichende Sachverhaltsaufklärung rügt, geht aus der Beschwerde-

begründung nicht hervor, dass sich das LSG von dessen sachlich-rechtlichem Standpunkt aus 

hätte gedrängt fühlen müssen, den beantragten Beweis zu erheben. Es wird schon nicht vorge-

tragen, dass der Kläger einen prozessordnungsgemäßen Beweisantrag gestellt habe, mit dem 

sowohl das Beweismittel als auch das Beweisthema angegeben und aufgezeigt wird, über wel-

che Tatsachen im Einzelnen Beweis erhoben werden soll. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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